Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 3095 


17. 01.75 


Sachgebiet 784 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine Regelung des 
Handels mit Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse mit 
Drittländern 

— Drucksache 7/1629 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. von Bismarck 


Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
7/1629 — wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft am 
15. Februar 1974 federführend und am 21. März 1974 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mitberatend überwiesen. Der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat den Vor- 
schlag in seiner Sitzung am 11. Juni 1974 beraten. 

In der Verordnung des Rates vom 28. Juni 1968 
über eine gemeinsame Marktorganisation für Ver- 
arbeitungserzeugnisse aus Obst- und Gemüse ist in 
Artikel 7 vorgesehen, daß die in der Gemeinschaft 
unterschiedlichen geltenden Einfuhrregelungen für 
die Einfuhr von Verarbeitungserzeugnissen aus Obst 
und Gemüse bis zum 1. Januar 1969 harmonisiert 
werden. Diese harmonisierte Einfuhrregelung sollte 
dann ab 1. Juli 1969 angewandt werden. Auf Vor- 
schläge, die die Kommission bisher zur Erfüllung 
dieses Auftrages vorgelegt hat, haben sich die Mit- 
gliedstaaten nicht verständigen können. Der Rat hat 
lediglich im Rahmen eines Kompromisses die Grund- 
sätze festgelegt, nach denen die Einfuhrregelungen 
vereinheitlicht werden sollen. Der Rat hat sodann 
die Kommission beauftragt, ihm auf dieser Grund- 
lage einen Vorschlag für eine gemeinschaftliche Ein- 
fuhrregelung vorzulegen. 


Diesem Auftrag des Rates kommt die Kommission 
nunmehr mit ihrem Vorschlag für eine Verordnung 
des Rates über die Regelung des Handels mit Ver- 
arbeitungserzeugnissen nach. Die Kommission 
schlägt im einzelnen vor: 

a) die mengenmäßigen Beschränkungen und Maß- 
nahmen mit gleicher Wirkung zu beseitigen, 

b) bei der Einfuhr von Zubereitungen aus Tomaten 
(Tomatenmark, geschälte Tomaten und Toma- 
tensaft), Pfirsichkonserven, konzentriertem Oran- 
gen- und Zitronensaft sowie nicht-konzentrierten 
Orangensäften Preisregelungen anzuwenden. In 
bezug auf Tomatenmark sollen bei der Festset- 
zung der Einfuhrpreise die Gestehungskosten in 
der Gemeinschaft berücksichtigt werden, 

c) die Liberalisierung der Drittlandimporte bei 
Annanaskonserven erst anzuwenden, wenn eine 
Beihilferegelung zugunsten der französischen 
überseeischen Departements bei der Produktion 
von Ananaskonserven in Kraft getreten ist, 

d) für das Vereinigte Königreich bis zu einem im 
Beitrittsabkommen vorgesehenen Zeitpunkt für 
bestimmte Zubereitungen die am 1. Januar 1972 
angewandten Regelungen beizubehalten, 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 f 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/3095 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


e) für unter b) genannten Erzeugnisse ein Lizenz- 
verfahren in Verbindung mit Kautionen vorzu- 
sehen, 

f) Störungen des gemeinsamen Marktes oder ihrer 
Gefahr mit besonderen Schutzmaßnahmen zu be- 
gegnen, 

g) bei Einfuhren einer Anzahl noch zu bestimmender 
Erzeugnisse aus Staatshandels- und Niedrig- 
preisländern ein „überwachungs verfahren" nach 
Artikel 6 der Verordnung Nr. 109/70 anzuwen- 
den, weil unbeschränkte Liefermöglichkeiten die- 
ser Länder erhebliche Schwierigkeiten erwarten 
lassen. 


Der Ausschuß hat den Vorschlag der Kommission 
geprüft. Er hat festgestellt, daß die von der Kom- 
mission vorgesehenen Schutzmaßnahmen bei Stö- 
rungen des Gemeinsamen Marktes nicht ausreichen. 
Der Ausschuß ist mit dem mitberatenden Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie 
dem Bundesrat der Auffassung, daß nach Wegfall 
mengenmäßiger Beschränkungen und Maßnahmen 
gleicher Wirkung im Handel mit Drittländern sicher- 
gestellt werden muß, daß ernsthafte Störungen auf 
den Märkten der Gemeinschaft vermieden werden. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem Vorschlag der Kommission 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 16. Januar 1975 


Dr. von Bismarck 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag nimmt von dem Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
7/1629 — Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich bei den weiteren Beratungen in 
Brüssel dafür einzusetzen, daß 

a) geeignete Maßnahmen zur Vermeidung ernsthafter Störungen auf den 
Märkten der Gemeinschaft vorgesehen werden und 

b) Importeure durch Bereitstellung von Kautionen dazu angehalten werden, 
die Einfuhrgeschäfte, für die sie Einfuhrlizenzen beantragt haben, auch tat- 
sächlich durchzuführen. 


Bonn, den 16. Januar 1975 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. von Bismarck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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